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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

in den vergangenen dreieinhalb Jahren waren es wir Sozialde-

mokrat:innen, die für Fortschritt gesorgt und das Land sicher 

durch die Corona-Krise gesteuert haben. Wir haben Millionen 

Jobs gesichert, die Wirtschaft stabilisiert – mit dem krisener-

probten Kurzarbeitergeld, mit milliardenschweren Hilfspaketen 

für Unternehmen und einem Konjunkturprogramm auf Rekord-

niveau. Wir haben die Grundrente eingeführt, für höhere Löhne 

in den Pflegeberufen gesorgt und vor allem die unteren und mitt-

leren Einkommen entlastet, indem wir etwa den Soli für 90 Pro-

zent der Beschäftigten abgeschafft haben.  

 

Wir haben die Rechte von Arbeitnehmer:innen gestärkt, 

schlechte Arbeitsverhältnisse verboten, den Familien unter die 

Arme gegriffen. Das alles haben wir geschafft – vieles gegen 

den erbitterten Widerstand von CDU/CSU. Im Unterschied zur 

Union wissen wir aber, dass Gerechtigkeit keine hohle Phrase 

ist, sondern die Grundlage für den Zusammenhalt in unserer 

Gesellschaft. 

 

Und auch in der letzten Sitzungswoche haben wir wichtige Vor-

haben zum Abschluss gebracht. Wir schaffen die Vorausset-

zung dafür, unser Klima und unsere Lebensgrundlagen zu 

schützen. Insgesamt acht Milliarden Euro fließen in das „Klima-

schutz Sofortprogramm 2022“. Wir unterstützen den Wandel 

insbesondere dort, wo wir am meisten verändern müssen, zum 

Beispiel im Verkehr. Nicht zu Ende gedachte radikale Ideen zum 

CO2-Preis bringen dagegen niemandem etwas. Für uns Sozial-

demokrat:innen heißt Klimapolitik einen verlässlichen Weg auf-

zuzeigen, den alle mitgehen können. Sie muss sozial und für 

alle bezahlbar sein. 

 

Mit dieser Ausgabe liegt Ihnen nun die letzte Ausgabe meines 

„Berlin aktuell“-Newsletters für diese Legislaturperiode vor. Am 

26. September liegt es in den Händen der Wähler:innen, ob ich 

meine politische Arbeit für Sie fortsetzen darf. Doch bevor es 

soweit ist, liegt noch ein spannender Wahlkampfsommer vor 

uns, ich freue mich auf Ihre Unterstützung! 
 

Ihre   
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  Fotos  
         der Woche 

 

Tweet 
der Woche 
 

 

 

 

 

Termine 
der nächsten Wochen 

 
 

  

Wann Wo Was 

30.06. 
10:00 Uhr-  
12:00 Uhr  

 
Onl ine 

 

Dig ita le 
Pf legeforum 2021 
der  AOK Bayern 
 

02.07. 
12:00 Uhr-  
13:30 Uhr  

 
Bad 

Neustadt  

Besuch des 
Technologie-
Transferzentrums 
mit PStS Flor ian 
Pronold  

08.07. 
19:00 Uhr-  
20:00 Uhr  

 
Onl ine 

„Roter Donners tag“ 
Facebook-Live mit  
Ul i  Grötsch,  MdB 

  
In der vergangenen Woche haben mir Dr. med. Andreas Willer und Holger Metz, der medizini-
sche und kaufmännische Leiter der Rehaklinik am Kurpark Bad Kissingen, den leuchtend roten 
Staffelstab der „Zukunftsstaffel Reha“ übergeben. Ich habe versprochen, ihn in Berlin an Ge-
sundheitsminister Spahn weiterzureichen. Der Staffelstab ist Teil einer Aktion des Spitzenver-
bands der deutschen Rehabilitation. Verbunden sind mit der Übergabe neben dem Wunsch, die 
finanziellen Voraussetzungen für gute Arbeitsbedingungen und faire Bezahlung zu schaffen, 
auch die Forderung nach corona-adäquaten Pflegesätzen für Reha-Kliniken. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Foto: Büro Dittmar 
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KLIMASCHUTZ 

 

Klimaneutral bis 2045 
 

Das Ziel der Treibhausgasneutralität bis 

2045 ist mit dem novellierten Klimaschutz-

gesetz nun verbindlich geregelt worden. 

Zudem wird dem Windkraftausbau noch-

mals Schwung gegeben. 

 

Mit der von der Koalition beschlossenen No-

velle des Klimaschutzgesetzes werden die 

Klimaziele auch nach 2030 verbindlich fest-

gelegt. Es bildet somit den gesetzlich verbind-

lichen Rahmen für die kommenden Bundes-

regierungen. Mit der Novelle wird das Ziel der 

Treibhausgasneutralität bereits für das Jahr 

2045 verbindlich geregelt. Bis 2030 müssen 

die Emissionen um 65 Prozent im Vergleich 

zum Jahr 1990 sinken. Für 2040 wird erst-

mals ein verbindliches Minderungsziel (- 88 

Prozent im Vergleich zu 1990) genannt. 

 

Für Unternehmen, die mit ihren Produkten in 

besonderer Weise dem internationalen Wett-

bewerb ausgesetzt sind, kann die gemeinsam 

mit CDU, CSU und den Grünen vereinbarte 

CO2-Bepreisung zum Problem werden, wenn 

sie die zusätzlichen Kosten nicht über die 

Produktpreise abwälzen können. In diesen 

Fällen besteht die Gefahr, dass die Produk-

tion betroffener Unternehmen infolge CO2-

Preis-bedingter Wettbewerbsnachteile ins 

Ausland abwandert und dort möglicherweise 

zu insgesamt höheren Emissionen führt (so-

genanntes "Carbon Leakage"). Um solch ein 

„Carbon Leakage“ zu verhindern, wurde die 

Carbon-Leakage-Verordnung beschlossen. 

 

Mit ihr wird ein effektiver Schutz gegen Car-

bon Leakage geschaffen, indem Unterneh-

men eine anteilige Kompensation der CO2-

Kosten erhalten. Mit der Erweiterung der Eva-

luierungsklausel wird dafür gesorgt, dass so-

wohl die Unternehmen als auch die Gewerk-

schaften von Beginn an an der kontinuierli-

chen Überprüfung der vereinbarten Kompen-

sationsmechanismen beteiligt werden. Als 

Gegenleistung für die Kompensation müssen 

die betroffenen Unternehmen ab 2023 ein 

Energiemanagement etablieren und Energie-

effizienzmaßnahmen durchführen. Mit einer 

stufenweisen Absenkung des Selbstbehalts 

sind kleine und mittlere Unternehmen zusätz-

lich entlastet worden. Darüber hinaus werden 

neben den Verbraucherinnen und Verbrau-

chern alle Unternehmen über die vereinbarte 

Deckelung der EEG-Umlage auf 5,5 Cent ent-

lastet. 

 

Für eine faire Verteilung der CO2-

Preisbelastung zwischen Vermieter:innen 

und Mieter:innen hat die SPD-Fraktion inten-

siv gestritten. Trotz gegenteiliger Bekundun-

gen der Unionsminister und eindeutiger Be-

schlüsse des Kabinetts wird es nun keine 

faire Aufteilung der Mehrkosten beim Heizen 

durch die CO2-Bepreisung geben. Der Wider-

stand der Immobilienlobbyisten innerhalb der 

CDU-Bundestagsfraktion war einfach zu 

groß. 

 

Ein großer Erfolg ist, dass für das 

Repowering – also den Ersatz alter Wind-

kraftanlagen durch neue leistungsstärkere 

Anlagen - erleichterte Genehmigungsvoraus-

setzungen geschaffen werden konnten. Da-

mit wird dem Windkraftausbau nochmals 

Schwung gegeben. 

 

Der rasante Ausbau der Erneuerbaren Ener-

gien ist jetzt entscheidend. Sie sind der Roh-

stoff für unsere Klimaneutralität. Ohne sie 

werden wir nicht klimaneutral wirtschaften 

und leben können. Dafür benötigen wir drin-

gend einen Zukunftspakt, in dem sich Länder, 

Kommunen und der Bund Flächen- und Aus-

bauzielen verpflichten. Wichtige Weichenstel-

lung dafür wurden in dieser Legislatur ge-

stellt. „Für den großen Wurf braucht es aber 
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eine Regierung ohne die Bremser von 

CDU/CSU, die sich beim Ausbau der Erneu-

erbaren zu einem echten Standortrisiko für 

Deutschland entwickelt haben“, sagt der stell-

vertretende Fraktionsvorsitzende, Matthias 

Miersch. 

 

 

MIETERSCHUTZ 

 

Mehr Schutz vor überhöh-

ten Mieten 
 

In Zukunft muss jede Gemeinde mit mehr 

als 50.000 Einwohner:innen einen Miet-

spiegel erstellen. Instrumente zum Schutz 

vor überhöhten Mieten erhalten so eine 

höhere Wirksamkeit. 

 

Mit der Neuregelung des Mietspiegelrechts, 

die der Bundestag in dieser Woche verab-

schiedet hat, stärkt die Koalition die Rechte 

der Mieterinnen und Mieter. In Zukunft muss 

jede Gemeinde mit mehr als 50.000 Einwoh-

ner:innen einen Mietspiegel erstellen. Instru-

mente zum Schutz vor überhöhten Mieten er-

halten so eine höhere Wirksamkeit. 

 

Die Beweiskraft von Mietspiegeln wird ver-

bessert und rechtssicherer gemacht, indem 

ihre Datengrundlage verbessert und die Be-

weislast in punkto Wissenschaftlichkeit um-

gekehrt wird: Künftig wird davon ausgegan-

gen, dass Mietspiegel wissenschaftlichen 

Grundsätzen entsprechen – bis Vermieter:in-

nen das Gegenteil beweisen. Der unsägli-

chen Praxis von Vermieter:innen, Mietspiegel 

vor den Gerichten anzugreifen, um Mieterhö-

hungen durchsetzen zu können, wird damit 

entschieden entgegengetreten. 

 

In über 80 der 200 größten deutschen Städte 

gibt es derzeit keine gültigen Mietspiegel - da-

runter Städte wie Würzburg oder Düsseldorf, 

in denen eigentlich die Mietpreisbremse gilt. 

Liegt aber kein gültiger Mietspiegel vor, ha-

ben Mieterinnen und Mieter kaum Möglichkei-

ten, die ortsübliche Vergleichsmiete zu erfah-

ren und von ihren Rechten Gebrauch zu ma-

chen. Die Mietpreisbremse ist dann faktisch 

unwirksam. Das wird sich in Zukunft ändern. 

 

Die SPD-Fraktion ist froh, im Kampf gegen 

den dramatischen Anstieg der Mieten nun die 

CDU/CSU-Fraktion zu einem wichtigen 

Schritt bewegt zu haben. Weitere Maßnah-

men, wie die Einführung eines bundesweiten 

Mietenmoratoriums, die Herabsenkung der 

Kappungsgrenze und die Verschärfung des 

Mietwuchers müssen jedoch folgen, um das 

Wohnen in Deutschland wieder bezahlbar zu 

machen. Zu diesen Schritten war der Koaliti-

onspartner leider nicht bereit. 

 

 

VERBRAUCHERSCHUTZ 

 

Faire Verträge für Ver-

braucher:innen 
 

Die Mindestvertragslaufzeit bei Strom, Fit-

nessstudio- oder Zeitungsabos sowie bei 

Handy- und Internetverträgen wird auf 

zwei Jahre begrenzt. Danach müssen die 

Verträge monatlich kündbar sein. 

 

Verbraucher:innen werden beim Abschluss 

von Verträgen künftig besser geschützt. Die 

SPD-Fraktion hat gegen die Union durchge-

setzt, dass die automatische Ver-

tragsverlängerung von einem Jahr, die Ver-

braucher:innen oft teuer zu stehen kam, ab-

geschafft wird. In Zukunft gilt: Maximal zwei 

Jahre Mindestvertragslaufzeit bei Strom, Fit-

nessstudio- oder Zeitungsabos sowie bei 

Handy- und Internetverträgen. Danach 

müssen die Verträge monatlich kündbar sein. 

Die Union hat gegen die Interessen der Ver-
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braucher:innen einer Verkürzung der maxi-

malen Mindestvertragslaufzeit von zwei Ja-

hren auf ein Jahr abgelehnt. Die SPD-

Fraktion setzt sich aber weiterhin dafür ein. 

 

Künftig wird ein Kündigungsbutton eingeführt. 

Wer online einen Vertrag abschließt, kann 

diesen dann online mit einem einfachen Klick 

kündigen und bekommt die Kündigung auch 

sofort bestätigt. 

 

Zudem wird der Schutz vor telefonisch 

aufgedrängten oder untergeschobenen 

Verträgen verbessert. Anbieter müssen künf-

tig dokumentieren, dass sie eine Einwilligung 

der Verbraucher:innen für Werbeanrufe ha-

ben. Unerlaubte Telefonwerbung soll zudem 

effizienter sanktioniert werden. Im parallel 

verhandelten Energiewirtschaftsgesetz wird 

geregelt, dass Strom- und Gasverträge in 

Textform erfolgen müssen. Ein ungewollter 

Anbieterwechsel wird so verhindert. 

 

Auch werden die Rechte der Verbraucher:in-

nen in den Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen (AGB) gestärkt: Wenn sie zum Beispiel 

ihre Ansprüche auf Entschädigung wegen 

Flugausfällen an einen Dienstleister abtreten 

wollen, kann das nicht mehr mit AGB-

Vertragsklauseln verhindert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

STRAFRECHT 

 

Feindeslisten werden  

verboten 
 

Um Menschen, die sich für eine vielfältige 

Gesellschaft einsetzen, wirksamer vor 

Hass und Einschüchterung zu schützen, 

wird die Verbreitung von Feindeslisten un-

ter Strafe gestellt. 

 

Die Verbreitung von Feindeslisten wird künf-

tig unter Strafe gestellt. Dies sind Sammlun-

gen personenbezogener Daten, die bei ande-

ren die Bereitschaft wecken sollen, Straftaten 

gegen die betroffenen Personen zu begehen. 

„Ein solch widerliches und bedrohliches Vor-

gehen wird künftig hart bestraft“, sagt der 

stellvertretende Fraktionsvorsitzende Dirk 

Wiese. 

 

Darüber hinaus  wird eine Lücke im Strafrecht 

geschlossen, indem die verhetzende Beleidi-

gung von Juden, Muslimen, von Menschen 

mit Behinderung oder Homosexuellen zur 

Straftat heraufgestuft wird. Hass und Hetze 

gegen Minderheiten tritt die Koalition ohne 

Wenn und Aber entgegen. 

 

Um gegen Extremismus und Antisemitismus 

noch effektiver vorgehen zu können, wird 

auch das Verbreiten von Propagandamitteln 

und das Verwenden von Fahnen von Organi-

sationen unter Strafe gestellt, die auf der EU-

Terrorsanktionsliste stehen. Bislang war dies 

nur möglich, wenn gegen die Organisationen 

in Deutschland ein Vereinsverbot besteht. 

Hamas-Flaggen auf Demonstrationen sind 

künftig verboten. 
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INSEKTENSCHUTZ 

 

Neue Biotope für Insekten 
 

Insekten erhalten mehr geschützte Le-

bensräume, außerdem wird der Biozidein-

satz sowie die Lichtverschmutzung in den 

Schutzgebieten eingeschränkt. 

 

Das Insektenschutzgesetz ist das zentrale 

naturschutzpolitische Vorhaben dieser Le-

gislaturperiode - in dieser Woche wurde es 

verabschiedet. Insekten spielen als Bestäu-

ber, aber auch als Nahrung von Vögeln und 

Fledermäusen eine wichtige Rolle in den ver-

schiedensten Ökosystemen. Abnehmende 

Insektenbestände durch den Verlust und die 

Verschlechterung von Insektenlebensräumen 

und die Anwendung von Pestiziden, aber 

auch durch Lichtverschmutzung erfordern 

dringendes Handeln. 

 

Das Insektenschutzgesetz weitet den geset-

zlichen Biotopschutz auf „artenreiches 

Grünland“, „Streuobstwiesen“, „Steinriegel“ 

und „Trockenmauern“ aus, der Biozideinsatz 

wird in vielen Schutzgebieten eingeschränkt. 

Die Lichtverschmutzung in Schutzgebieten 

wird durch ein Verbot der Neuerrichtung 

bestimmter Beleuchtungsanlagen minimiert 

und mit „Natur auf Zeit“ können temporäre In-

sektenlebensräume, die etwa beim Rohstof-

fabbau entstehen, für 15 Jahre erhalten wer-

den. 

 

Zudem werden rund zusätzliche 8.000 Hektar 

für das „Nationale Naturerbe“ gesichert. Mit 

dieser Initiative werden wertvolle Naturflä-

chen im Eigentum des Bundes nicht privati-

siert, sondern in die Hände des Na-

turschutzes gegeben. 

 

Es ist ein Erfolg, dass die SPD-Fraktion das 

wichtige Leuchtturmprojekt „Insektenschutz“ 

und die Ausweitung der Flächen für das Na-

tionale Naturerbe gegen den Widerstand der 

Agrarlobby und von Teilen der Union dur-

chgesetzt hat. 
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